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1 VERFAHREN 

1.1 Übersicht der Verfahrensschritte 

 

Verfahrensschritt Datum 

Information/Anhörung Ortsbeirat Ruchheim gem. § 75 Abs.2 
GemO am 

17.11.2014 

Aufstellungsbeschluss des Stadtrats (gem. § 2 Abs. 1 BauGB) 
am 

27.04.2015 

Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses im 
Amtsblatt Nr. 28/2015 am 

06.05.2015 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange (gem. § 4 Abs. 2 BauGB) mit Schreiben vom 

07.09.2015 
bis 

07.10.2015 

Offenlagebeschluss am 27.04.2015 

Ortsübliche Bekanntmachung der Offenlage im Amtsblatt  
Nr. 54/2015 am  

26.08.2015 

Offenlage (gem. § 3 Abs. 2 BauGB) im Zeitraum vom 

 
07.09.2015 

bis 
07.10.2015 

 

Satzungsbeschluss (gem. § 10 Abs. 1 BauGB) am  

 
 
1.2 Anmerkungen zum Verfahren  

Der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 348 „Ruchheim Nordost“ wird im Geltungsbereich des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 646 „Ruchheim Nordost, Änderung 4“ geändert. Die 
Änderungen beziehen sich auf das stadteigene Flurstück Nr. 3670 mit einer Gesamtgröße von 
3.531 m2 sowie auf eine ca. 9 m² große Teilfläche des Flurstücks Nr. 3669. 
 
Der Bebauungsplan wird in drei Teile geteilt: 
Teilbereich A des Geltungsbereichs umfasst eine Fläche von ca. 2.447 m² entlang des Erfurter 
Rings und wird als Wohngebiet festgesetzt. Das Vorhaben beruht auf der Grundlage eines mit 
der Stadt abgestimmten Konzepts der Fa. WS Systembau GmbH, Haßloch. Um eine zügige 
Durchführung und eine größtmögliche inhaltliche und zeitliche Abstimmung von Projekt und 
Bauleitplanung zu erreichen, wird auf der Grundlage des § 12 BauGB mit der Vorhabenträgerin 
zu dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan mit Vorhaben- und Erschließungsplan ein Durch-
führungsvertrag abgeschlossen.  
 
Die verbleibende restliche Flurstücksfläche wird nicht baulich genutzt werden und stattdessen 
als öffentliche Grünfläche der unmittelbar angrenzenden, bestehenden öffentlichen Grünfläche 
hinzugefügt. Da diese ca. 1.075 m² jedoch außerhalb des Vorhaben– und Erschließungsplanes 
liegen, werden sie gem. § 12 Abs. 4 BauGB als Teilbereich B in den vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan integriert.  
Das gleiche gilt für eine Teilbereich C genannte ca. 9 m² große Fläche des Flurstücks Nr. 3669, 
die zu Erschließungszwecken benötigt wird.  
 
Es werden für jeden Teilbereich separate Festsetzungen getroffen.  
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Originalkarte siehe „Kooperationsvertrag“ 

 
 
 
Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB i.V. mit § 13 BauGB 
als „Bebauungsplan der Innenentwicklung“ erstellt. Aufgrund der geringen Größe des Plange-
bietes bewegt sich die zulässige überbaubare Grundfläche (Nettobaufläche) weit unterhalb der 
in § 13a Abs. 1 Nr. 1 definierten Schwelle von 20.000 m2.  
Da der Bebauungsplan Nr. 646 keine Vorhaben ermöglicht, für die eine Umweltverträglichkeits-
prüfung nach dem UVPG erforderlich ist und keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der 
Schutzgüter nach § 1 Abs. 6 Nr. 7b bestehen, sind die Voraussetzungen des § 13a BauGB er-
füllt. 
Auf die Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4, den Umweltbericht nach § 2a BauGB sowie die frühzei-
tigen Beteiligungsschritte nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB kann daher verzichtet werden. 
 
Dem Ortsbeirat Ruchheim wurden gem. § 75 Abs. 2 GemO in seiner Sitzung am 17.11.2014 die 
Konzeption und am 16.12.2014 sowie am 20.03.2015 die Entwurfsüberarbeitungen vorgestellt. 
Dieser befürwortet die Aufstellung des Bebauungsplans.  
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2 ALLGEMEINES 

2.1 Rechtsgrundlagen (Stand 15.09.2015) 

  

Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) 
vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), 
zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 11.06.2013 
(BGBl. I S. 1548) 

Planzeichenverordnung 
(PlanZV) 

vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58) 
zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 22.07.2011 
(BGBl. I S. 1509) 

Bundes-Bodenschutzgesetz 
(BBodSchG) 

vom 17.03.1998 (BGBl. I 1998 S. 502), 
zuletzt geändert durch Art. 101 der Verordnung vom 31.08.2015 
(BGBl. I S. 1474) 

Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverord-
nung 
(BBodSchV) 
vom 12.07.1999 (BGBl. I S. 1554), 
zuletzt geändert durch Art. 102 der Verordnung vom 31.08.2015 
(BGBl. I S. 1474) 

Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) 

vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), 
zuletzt geändert durch Art. 421 der Verordnung vom 31.08.2015 
(BGBl. I S. 1474) 

Bundesimmissionsschutzgesetz 
(BImSchG) 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.05.2013 (BGBl. I S. 
1274), zuletzt geändert durch Art. 76 der Verordnung vom 
31.08.2015 (BGBl. I S. 1474) 

Baugesetzbuch 
(BauGB) 

vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), 
zuletzt geändert durch Art. 118 der Verordnung vom 31.08.2015 
(BGBl. I S. 1474) 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung 
(UVPG) 

Neugefasst durch Bekanntmachung vom 24.02.2010 
(BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch Art. 93 der Verordnung 
vom 31.08.2015 (BGBl. I S. 1474) 

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(WHG) 
vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Art. 320 
der Verordnung vom 31.08.2015 (BGBl. I S. 1474) 

Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft 
und Sicherung der umweltverträglichen Be-
wirtschaftung von Abfällen 
(KrWG) 
vom 24.02.2012 (BGBl. I S. 212), zuletzt geändert durch § 44 Abs. 
4 des Gesetzes vom 22.05.2013 (BGBl. I S. 1324), Berichtigung 
vom 07.10.2013 (BGBl. I S. 3753) ist berücksichtigt 

Denkmalschutzgesetz 
(DSchG) 
vom 23.03.1978 (GVBl. S. 159), 
Inhaltsübersicht geändert, § 25b eingefügt durch Art. 3 des Geset-
zes vom 03.12.2014 (GVBl. S. 245) 

Gemeindeordnung 
(GemO) 
vom 31.01.1994 (GVBl. S. 153), 
§§ 18, 47, 61 und 63 geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 
15.06.2015 (GVBl. S. 90) 

Landeskreislaufwirtschaftsgesetz 
(LKrWG) 
vom 22.11.2013 (GVBl. S. 459) 

Landesbauordnung 
(LBauO) 
vom 24.11.1998 (GVBl. S. 365, BS 213-1), 
mehrfach geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 15.06.2015 
(GVBl. S. 77) 

Landeswassergesetz 
(LWG) 
vom 14.07.2015 (GVBl. 2015, 127), 

Landesbodenschutzgesetz 
(LBodSchG) 
vom 25.07.2005 (GVBl. S. 302) 
§§ 8 und 11 zuletzt geändert durch Art. 22 des Gesetzes vom 
28.09.2010 (GVBl. S. 280) 
diese Änderungen aufgehoben durch Art. 1 des Gesetzes vom 
23.11.2011 (GVBl. S. 402) 

Landesnaturschutzgesetz 
(LNatSchG) 
vom 28.09.2005 (GVBl. S. 387) 
Anlagen 1 und 2 zu § 25 Abs. 2 neu gefasst durch Verordnung 
vom 22.06.2010 (GVBl. S. 106) 
Diese VO wird unter der BS Nummer 791-1/1 nachgewiesen. 
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2.2 Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans ergibt sich aus dem beigefügten Lageplan und wird 
begrenzt: 
 
im Norden: Flurstück Nr. 3671 und 3669 

im Osten: Flurstück Nr. 3669 

im Süden: Flurstück Nr. 3669  

im Westen: östliche Begrenzung der öffentlichen Verkehrsfläche des Erfurter Rings (Flur-
stück Nr. 3656) 

 
 

 
 
 

3 PLANUNGSANLASS, -ZIELE UND -GRUNDSÄTZE 

3.1 Planungsanlass / städtebauliches Erfordernis gem. § 1 Abs. 3 BauGB 

Ursprünglich war das stadteigene Flurstück Nr. 3670 im Bebauungsplan Nr. 348 für eine Anlage 
für soziale Zwecke (Haus des Kindes / KiTa) vorgesehen. Dafür wurde im Wesentlichen festge-
setzt:  

- Fläche für den Gemeinbedarf 
- max. II geschossig 
- GRZ 0,4    GFZ 0,8 
- geneigtes Dach 
- abweichende Bauweise für Einzel-, Doppel- und Kettenhäuser in Hausgruppen von 

mehr als 50 m Länge 
 
Die Anfang der 1990er Jahre für das Neubaugebiet Ruchheim Nordost prognostizierten Be-
darfszahlen für Kindertagesstättenplätze haben sich als zu hoch erwiesen. Die Prognosen gin-
gen damals von einer zügigeren Verwirklichung des Geschosswohnungsbaus an den östlichen 

3670 

3669 

3671 

 



Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 646 „Ruchheim Nordost, Änderung 4“  /  Begründung 

 

 
4-124; F.Mir; 3145 - 7 - Stand: 26/10/2015 
 

und nördlichen Rändern des Baugebietes aus. Der tatsächlich auftretende Bedarf kann durch 
die bestehenden Kindertagesstätten im Ortszentrum gedeckt werden.  
 
Infolgedessen wurde das Flurstück bereits ab 2010 vom Bereich 2-13 Immobilien auf dem Im-
mobilienmarkt als Baugrundstück für Wohnungsbau angeboten. Allerdings wurde recht früh 
allen Beteiligten klar, dass aufgrund der enormen Tiefe des Flurstücks von 57 m eine Komplett-
bebauung in der Art der umliegenden verdichteten Baustruktur städtebaulich nicht sinnvoll ist  
und daher nicht angestrebt wird. 
 
Interesse an der Flächenentwicklung bekundete die Fa. WS Systembau GmbH mit einem ak-
zeptablen Konzept. Dieses sieht für den westlichen Grundstücksteil direkt am Erfurter Ring 
(Teilbereich A) einen Entwurf für 10 Einfamilienhäuser in abwechselnder Doppel-/ Reihenhaus-
bebauung vor.  
Die restliche, also östliche Teilfläche (Teilbereich B) soll unbebaut bleiben und zur bestehenden 
städtischen Grünfläche im Osten hinzugefügt werden.  
 
Nach den Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 348 ist die Fortentwicklung 
in der beabsichtigen Art und Weise nicht möglich, da zum einen die Art der baulichen Nutzung 
„Fläche für den Gemeinbedarf“ und zum anderen die Anordnung der Baugrenzen und somit die 
Größe des Baufensters dem entgegenstehen. Es wurde das Schaffen von Baurecht durch ei-
nen Bebauungsplan erforderlich. Auf Grundlage des Konzeptes der WS Systembau GmbH wird 
ein vorhabenbezogener Bebauungsplan mit Vorhaben- und Erschließungsplan und Durchfüh-
rungsvertrag für Teilbereich A erstellt. Teilbereich B und C werden gemäß der Möglichkeit, die § 
12 Abs. 4 BauGB bietet, in den vorhabenbezogenen Bebauungsplan miteinbezogen.  
 
 
3.2 Planungsziele und –grundsätze  

Wie oben bereits dargelegt, soll auf zwei Dritteln der Fläche ein kleines kompaktes Baugebiet 
für Familien mit moderat verdichteter Einfamilienhausbebauung entstehen, welche sich in das 
vorhandene Baugebiet einfügt. Die Restfläche soll als begrünte Freifläche erhalten und weiter-
entwickelt werden.  
 
Im Folgenden wird das Gesamtvorhaben - in die verschiedenen Teilbereiche untergliedert - er-
läutert. 
   
3.2.1 Teilbereich A: 

a) Städtebauliches Vorhaben  
Da es sich hier um einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan handelt, sind die Planungs-
vorstellungen zum Zeitpunkt der Planoffenlage bzw. Behördenbeteiligung schon sehr konk-
ret. Um das Vorhaben selbst in einer genau definierten Zeit umzusetzen wird gemäß der 
Vorschriften des § 12 BauGB neben dem Vorhaben- und Erschließungsplan auch ein 
Durchführungsvertrag mit der Vorhabenträgerin abgeschlossen.   
 
Baustruktur:   
- Gebäudehauptstellung West-Ost, 
- alternierend jeweils zwei Reihenhauszeilen mit je drei Häusern und zwei Doppelhauszei-

len mit je zwei Häusern, d.h. 10 Wohneinheiten in 10 Häusern,  
- Hauszugänge von Norden, private Gartenbereiche im Süden,  
- pro Wohneinheit zwei private Stellplätze (je eine Garage und Stellplatz) sowie zwei Be-

sucherstellplätze (Stellplatzschlüssel pro WE 1:2,2), die in zwei kompakten Garagen-/ 
Stellplatzanlagen organisiert untergebracht werden.  
 

Bauweise und Bauform: 
- Größe der einzelnen Hausbaukörper ca. 9 m breit x 6,7 m tief,  
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- II-geschossig mit ausgebautem Keller- und auf Wunsch ausgebautem Dachgeschoss, 
- Dachform für alle Häuser symmetrisches Satteldach 45° Grad .  

 
Grundstücksgrößen und bauliche Dichte:  
- Gesamtbaugrundstückgröße ca. 2.447 m² 
- Grundstücksgrößen der Doppelhaushälften und Reihenendhäusern zwischen ca. 205 m² 

und 233 m²,  
- der Reihenmittelhäuser zwischen ca. 195 m² und 200 m².  
- Auf der Fläche des Teilbereichs A werden die max. bauliche Dichte von 40 % und der 

max. mögliche Grad der Gesamtversiegelung von 60 % nicht überschritten.  
 

b) Verkehrliche Erschließung: 
Die zwei privaten Garagen-/Stellplatzanlagen liegen direkt am Erfurter Ring und werden 
darüber erschlossen. Am Ende der Zufahrten beginnen die privaten Fußwege, die die Rei-
henhauszeilen (Block B und D) erschließen. 
Die mittlere Doppelhausgruppe (Block C) wird ebenfalls über einen privaten Fußweg, je-
doch direkt vom Erfurter Ring aus, erschlossen.  
Die Doppelhausgruppe im Norden (Block A) wird über den bestehenden öffentlichen Fuß-/ 
Radweg (Flurst. 3671) erschlossen. Für Haus 1.2 ist der zusätzliche Ausbau eines ca. 9 m² 
großen Teilstücks des Flurst. Nr. 3669 als Fußweg erforderlich. (s. unten Teilbereich C).  
Die Reihenhäuser 4.1 und 4.2 erhalten südlich ihrer Gärten einen Mistweg. 

 
c) Ver- und Entsorgung: 

Die Infrastrukturleitungen der Versorgung (Strom, Gas, Wasser, Telekommunikation) sind 
unterirdisch im Erfurter Ring vorhanden und werden durch die Vorhabenträgerin in enger 
Abstimmung mit den Versorgungsträgern zu den Einzelgrundstücken/ Einzelgebäuden wei-
tergeführt. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte auf dem Grundstück bzw. den Verkehrsflächen 
sichern den Zugriff für Anlieger und Leitungsträger. 
 
Das anfallende Schmutzwasser wird über das bestehende öffentliche Mischabwassersys-
tem unterirdisch abgeführt. Auch das nicht behandlungsbedürftige Oberflächenwasser kann 
wegen des oft erhöhten Grundwasserstandes nur schwerlich versickert werden und soll 
über das öffentliche Abwassernetzt entsorgt werden können. Die entsprechende Entwässe-
rungsplanung wird die Vorhabenträgerin nach Durchführung einer Baugrunduntersuchung 
in enger Abstimmung mit den Fachdienststellen der SGD und Stadt Ludwigshafen umsetz-
ten. Geh-, Fahr und Leitungsrechte sichern dem Entsorgungsträger auch hierbei den Zu-
griff.   
 
Die Abfallentsorgung erfolgt durch die Stadt Ludwigshafen über den Erfurter Ring. Eine Ein-
fahrt von Müllfahrzeugen in das Baugebiet ist nicht möglich und auch nicht nötig, da zwei 
Müllsammelplätze direkt am Erfurter Ring platziert werden.  

 
Die planungsrechtlichen Festsetzungen und örtlichen Bauvorschriften werden auf das Vorhaben 
zugeschnitten. Im Übrigen werden die Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 
348 übernommen.  
 
3.2.2 Teilbereich B:  

Diese 1.075 m² werden als öffentliche Grünfläche analog der benachbarten bestehenden öffent-
lichen Grünfläche festgesetzt und weiterentwickelt. Für weitere Festlegungen zur Gestaltung 
dieser Fläche gibt es keine städtebauliche Erforderlichkeit, da sich das Areal in städtischem 
Eigentum befindet und bleibt. Erreicht werden kann es über diverse Fußwege auf dem Flurst. 
3669. 
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3.2.3 Teilbereich C:  

Der bestehende, ausgebaute Fuß-/Radweg auf Flurst. Nr. 3671 kann zur Erschließung der bei-
den nördlichen Doppelhaushälften genutzt werden, muss jedoch - damit Haus 1.2 ausreichend 
erschlossen werden kann – etwas verlängert werden. Zu diesem Zweck wird eine entsprechen-
de Teilfläche des unbefestigten Pfades der öffentlichen Grünfläche Flurst. 3669 analog des be-
stehenden Fußweges ausgebaut. Der Ausbau wird von der Vorhabenträgerin finanziert und 
nach Vorgaben der Fachdienststellen ausgeführt. Das Teilstück bleibt in städtischem Eigentum. 
Es wird ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht für diese Fläche eingerichtet.  
 
 

4 VERHÄLTNIS ZUR ÜBERGEORDNETEN UND SONSTIGEN PLANUNG 

4.1 Regional- und Landesplanung  

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 646 entspricht den Zielen der Raumordnung, denn 
im Einheitlichen Regionalplan Rhein-Neckar ist die Fläche als „Siedlungsfläche Wohnen, Be-
stand“ dargestellt. 
 
 
4.2 Flächennutzungsplanung 

Der Flächennutzungsplan ´99 der Stadt Ludwigshafen stellt die Fläche dieses Bebauungspla-
nes als Wohnbaufläche dar. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 646 ist somit im Sinne 
des § 8 (2) BauGB aus dem Flächennutzungsplan ´99 entwickelt.  
 
 
4.3 Rechtskräftige Bebauungspläne 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 646 „Ruchheim Nordost, Änderung 4“ ersetzt in 
seinem Geltungsbereich den rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 348 „Ruchheim Nordost“. Die 
wesentlichen Inhalte des rechtskräftigen Planes sind im Kapitel 3.1. aufgeführt. 
 
 

5 BEGRÜNDUNG ZU DEN PLANFESTSETZUNGEN 

5.1 Planungsrechtliche Festsetzungen 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 646 wird wie in Kapitel 1.2 und 3.2 erläutert in drei 
Teilflächen geteilt. 
 
 
5.1.1 Art der baulichen Nutzung 

(Teilbereich A:) 
Es wird allgemeines Wohngebiet WA gem. § 4 BauNVO festgesetzt. 
Zum Schutz der geplanten und im Umfeld bereits bestehenden Wohnbebauung vor Beeinträch-
tigungen durch Immissionen wird von den Differenzierungsmöglichkeiten des § 1 Abs. 9 BauN-
VO Gebrauch gemacht. Ausgeschlossen werden daher nachfolgende Nutzungen, da hier von 
erhöhtem Verkehrsaufkommen durch Mitarbeiter und Kunden der Betriebe und Einrichtungen 
auszugehen ist:  

 Schank-und Speisewirtschaften,  

 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke,  

 Betriebe des Beherbergungsgewerbes,  

 Gartenbaubetriebe,  

 Tankstellen sowie  

 Anlagen für Verwaltungen 
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5.1.2 Maß der baulichen Nutzung 

(Teilbereich A:) 
Das zulässige Nutzungsmaß ergibt sich aus der Nutzungsschablone im zeichnerischen Teil des 
Bebauungsplanes. Sie liegt mit der GRZ 0,4 und der Neben-GRZ bei 0,6 sowie der GFZ 0,8 
und wurde gegenüber dem rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 348 nicht verändert. Durch die 
Art der Gebäude- und Erschließungsstruktur wird auch künftig gewährleistet, dass das bisher 
vorgegebene Maß der baulichen Nutzung nicht überschritten wird.  
Die Anzahl der Vollgeschosse bleibt  - wie im Bebauungsplan Nr. 348 - bei zwei, wird jedoch als 
zwingend festgesetzt. Dadurch wird die Kontinuität innerhalb der Gebäudegruppen gewährleis-
tet.  
Die zulässige Traufhöhe der baulichen Anlagen liegt zwischen  6 m und 7 m, die zulässige 
Firsthöhe beträgt max. 10 m. Bei benachbarten Doppelhaushälften bzw. Reihenhäusern müs-
sen die Traufhöhen gleich sein, um im Zusammenspiel mit der festgesetzten einheitlichen 
Dachneigung für Doppel- und Reihenhäusern (s. Örtliche Bauvorschriften, B1) ein harmoni-
sches Erscheinungsbild zu gewährleisten. Auch die Höhenfestsetzungen entsprechen im we-
sentlichen den Festsetzungen aus Bebauungsplan Nr. 348. 
 
 
5.1.3 Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen 

(Teilbereich A:) 
Die Bauweise wird als offene festgesetzt. Dadurch werden die im Baugebiet „Ruchheim Nord-
ost“ weit verbreiteten lockeren Baustrukturen mit Doppel- und Reihenhäuser mit seitlichem 
Grenzabstand und einer max. Länge von 50 m aufgenommen. 
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen am geplanten Gebäude ab-
gegrenzt und sollen sich grundsätzlich zum jeweiligen privaten Erschließungsweg hin orientie-
ren. Kleine Überschreitungen durch untergeordnete Bauteile (s. Textliche Festsetzungen) sind 
möglich. 
 
Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen nur 
dann zulässig, wenn nachbarliche Belange nicht beeinträchtigt werden und die Neben-GRZ 
nicht überschritten wird. Dies gilt insbesondere auch für Tier- und Kleintierhaltungen. Hinter-
grund dieser Festsetzung ist die Wahrung der Verträglichkeit nachbarlicher Interessen auf den 
kleinen Grundstücken und der räumlichen Nähe der Bewohner untereinander. 
 
 
5.1.4 Grundstücksgrößen, Anzahl der Wohnungen in Wohngebäuden 

(Teilbereich A:)   
Von der Vorhabenträgerin ist geplant, das Flurstück 3670 nicht in Realteilung aufzuteilen,  son-
dern gem. Wohneigentumsgesetz in notariellen Teilungsverträgen in WEG-Anteile.  

Um die Dichte auf ein verträgliches Maß zu begrenzen, wird die Anzahl der Wohnungseinheiten 
auf 1 Wohnung pro Wohngebäude beschränkt. Hintergrund sind auch die somit unterbleiben-
den negativen Auswirkungen wie zusätzlicher Parkdruck oder Verkehrslärm.  
 
 
5.1.5 Flächen für Garagen, Stellplätze 

(Teilbereich A:) 
Alle Flächen für den ruhenden Verkehr werden als Garagen- und Stellplatzflächen in den zeich-
nerischen Festsetzungen explizit dargestellt. Wegen der räumlichen Enge in den Garagen/ 
Stellplatzbereichen können zusätzliche bauliche Anlagen wie Carports nicht zugelassen wer-
den.  
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5.1.6 Private Verkehrsflächen, Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 

(Teilbereich A:) 
Die privaten Verkehrsflächen dienen der Erschließung der anliegenden Grundstücke.  
 
Die in der Planzeichnung gekennzeichneten öffentlichen und privaten Verkehrsflächen sind mit 
Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten der Eigentümer, Bewohner und Besucher sowie 
der Leitungsträger (Ver- und Entsorgung) der hiervon erschlossenen Grundstücke zu belasten. 
Der Mistweg im Süden des Plangebietes, der die Gärten bis zum Reihenmittelhaus bedient, ist 
lediglich mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Anwohner zu sichern. 
 
 
5.1.7 Öffentliche Verkehrsflächen 

(Teilbereich C:) 

Als öffentliche Verkehrsfläche wird die mit Teilbereich C gekennzeichnete Fläche festgesetzt. 
Sie soll der Erschließung von Haus 1.2 dienen und wird entsprechend der anerkannten Regel-
werken und Richtlinien, der DIN-Normen unter Beachtung der örtlichen Verhältnisse und in Ab-
stimmung mit den relevanten Fachdienststellen von der Vorhabenträgerin hergestellt. Näheres 
wird im Durchführungsvertrag geregelt. 

 
 
5.1.8 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 

Landschaft sowie Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern und sonstigen Be-
pflanzungen 

(Teilbereich A:) 
Die bisherigen grünordnerischen und landespflegerischen Regelungen des Bebauungsplans Nr.  
348 „Ruchheim Nordost“ werden übernommen und ergänzt.  
Die nicht überbauten Flächen der Grundstücke sind zu begrünen und dauerhaft zu unterhalten. 
Mindestens 20% der Grundstücksfläche ist mit einheimischen Gehölzen zu bepflanzen. Flach-
dächer, auch von Garagen und Nebenanlagen sind zu begrünen.  
Stellplätze, Zufahrten und Wege sind mit wasserdurchlässigen Materialien herzustellen um den 
Versiegelungsgrad möglichst gering zu halten. 
 
Entlang des Erfurter Rings ist zur Fassung des Straßenraums ein 1,0 m breiter privater Pflanz-
streifen mit acht Bäumen und zwischenliegenden Heckenstreifen und sonstigen Pflanzungen 
(Rankpflanzen)  herzustellen. Die Bäume dienen als Markierungspunkte der Hauszugangswege 
und der Garagenzufahrten sowie als Übergang zum bestehenden Baumhain, der an der Süd-
grenze liegt. Die Gewächse sind von der Vorhabenträgerin zu pflanzen und von den künftigen 
Hauseigentümern dauerhaft zu pflegen und bei deren Absterben zu ersetzen. Bevorzugt sind 
heimische Pflanzen zu wählen. 
 
Des Weiteren sind im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans weitere Bäume festgesetzt, die 
in den Eckbereichen der Privatgärten stehen sollen. Sie sind ebenfalls von der Vorhabenträge-
rin anzupflanzen sowie von den künftigen Hauseigentümern dauerhaft zu pflegen und bei Ver-
lust der Pflanzen zu ersetzen. Bevorzugt gepflanzt werden sollen heimische Bäume. 
 
Diese zusätzlichen Baumneupflanzungen zusammen mit den o.g. acht neuen Bäumen entlang 
des Erfurter Rings stellen den Ersatz für die Bestandsbäume dar, die im Zuge der Baumaß-
nahme gefällt werden müssen. (vgl. Durchführungsvertrag) 
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5.1.9 Öffentliche Grünfläche 

(Teilbereich B:) 
Die 1.075m² große Fläche zwischen der Neubebauung und der bestehenden öffentlichen Grün-
fläche wird als zusätzliche öffentliche Grünfläche festgesetzt. An der Grenze zwischen Teilbe-
reich A und B wird zum Zweck der Eingrünung des Baugebietes ein Pflanzstreifen aus Hecken 
und Bäumen festgesetzt. Dieser wird von der Vorhabenträgerin nach Maßgabe der städtischen 
Fachdienststellen gepflanzt. Näheres wird im Durchführungsvertrag geregelt.  
 
Für die weitere, detailliertere Ausgestaltung des Teilbereichs B mittels Festsetzungen gibt es 
kein städtebauliches Erfordernis. Die wird von den städtischen Fachdienststellen übernommen.  
 
 
5.2 Örtliche Bauvorschriften 

5.2.1 Anzahl der Stellplätze  

Pro Wohneinheit werden zwei Stellplätze festgesetzt. Hintereinander liegende Stellplätze sind 
zulässig, wenn sie explizit einer Wohneinheit zugewiesen sind. Zusätzlich sollen für das Plan-
gebiet zwei Besucherstellplätze hergestellt werden. Hiermit soll der Inanspruchnahme des öf-
fentlichen Raumes zur Deckung des privaten Stellplatzbedarfs vorgebeugt werden.  
 
 
5.2.2 Dachgestaltung  

Die Regelungen zur Dachform und zur Dachneigung dienen der Sicherung eines gestalterisch 
ansprechenden Gesamterscheinungsbildes des Plangebietes. In Anlehnung an die bestehende 
Baustruktur im Umfeld des Plangebiets sowie an die regional typischen Dachformen sind aus-
schließlich symmetrische Satteldächer, mit einer Dachneigung von 30° bis 45° zulässig. Bei 
benachbarten Doppelhaushälften und Reihenhäusern müssen Dachneigung, Material und Far-
be der Dacheindeckung gleich sein.  
 
Für Garagen und Nebengebäude sowie untergeordnete Bauteile sind auch geringere Dachnei-
gungen sowie Flachdächer und Pultdächer bis 20° zulässig, da diese Anlagen in der Regel we-
niger auf das Stadtbild einwirken. Aus ökologischen und gestalterischen Gründen werden die 
Festsetzung des Bebauungsplans Nr. 348 beibehalten und ergänzt, dass Flachdächer (<10° 
Neigung) extensiv zu begrünen und dauerhaft zu unterhalten sind.  
 
Durch Regelungen zu Dachaufbauten und Dacheinschnitten wird sichergestellt, dass die Dach-
flächen nicht übermäßig zergliedert werden können.  
 
5.2.3 Fassaden- und Gebäudegestaltung  

Die Festsetzung wurde aus dem Bebauungsplan Nr. 348 „Ruchheim Nordost“ übernommen, 
Die Außenwände von Gebäuden sind in Weiß oder hellen Erdfarben auszuführen. So sollen 
ortsuntypische Farbgestaltungen vermieden werden. 
 
 
5.2.4 Einfriedungen, Gestaltung der nicht überbaubaren Grundstücksfläche  

Durch die Festsetzungen zur Gestaltung von Einfriedungen und der nicht überbauten Grund-
stücksflächen soll der Charakter eines offenen, durchgrünten Wohngebietes gesichert werden.  
Daher und aufgrund des Versiegelungsgrades im Teilbereich A sind auch die schmalen Vorgar-
tenstreifen an den nördlichen Hauswänden mit Pflanzen zu begrünen.  
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5.3 Hinweise 

Im Zusammenhang mit Baumaßnahmen zu beachtende sonstige, vom Baurecht unabhängige, 
gesetzliche Vorschriften und Voraussetzungen sowie entsprechende Anmerkungen von Behör-
den wurden als Hinweise in den Textteil des Bebauungsplanes aufgenommen.  
An dieser Stelle besonders erwähnt werden müssen die Begründungen zu nachfolgenden Hin-
weisen (vgl. Textteil des Bebauungsplanes): 

B Wasserrechtliche Belange 
Auf die vom Bauherrn unabhängig vom Bauplanungsrecht zu beachtenden wasserrechtlichen 
Vorgaben wird mit dem Hinweis ausdrücklich verwiesen. 

C Hochwasserschutz 
Durch den Hinweis wird klargestellt, dass trotz der vorhandenen Vorkehrungen zum Hochwas-
serschutz entlang des Rheins und entlang seiner Zuläufe eine Überflutung des Plangebietes 
nicht ausgeschlossen ist. Es lässt sich daraus kein Schadensersatzanspruch sowie kein An-
spruch auf Verstärkung oder Erhöhung der Hochwasserschutzanlagen ableiten. 

D Grundwasser 
Da nicht ausgeschlossen werden kann, dass es im Bebauungsplanbereich zu höher anstehen-
dem Grundwasser kommen kann, wird in den Bebauungsplan ein entsprechender Hinweis auf-
genommen, damit die Bauherren bereits frühzeitig durch entsprechende Planungen/ Maßnah-
men (z.B. Verzicht auf Keller, wasserdichte Ausführung der Kellergeschosse, erhöhte Sockel-
geschosse) auf die potentielle Gefährdung reagieren können.  

E Hinweise auf Bestimmungen des Denkmalschutz- und Pflegegesetzes von Rhein-
land-Pfalz 

Zur Klarstellung, dass die Regelungen des Denkmalschutz- und Pflegegesetzes zu beachten 
sind, wird ein entsprechender Hinweis aufgenommen. 

F Verdacht auf Kampfmittel 
Da aufgrund des Ergebnisses der Luftbildauswertung nicht ausgeschlossen ist, dass sich infol-
ge von Kriegseinwirkungen im Plangebiet noch Kampfmittel im Boden befinden, wird ein ent-
sprechender Hinweis aufgenommen 

I Natürliches Radonpotenzial 
Radon ist ein in der Erdkruste natürlich vorkommendes radioaktives Edelgas. Es entweicht aus 
Gesteinen und Böden und breitet sich über die Bodenluft aus. Die Höhe der Radonkonzentrati-
on in der Bodenluft wird von der geologischen Beschaffenheit und der Durchlässigkeit des Un-
tergrundes bestimmt.  
Im Rahmen der Trägerbeteiligung hat das Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-
Pfalz auf ein möglicherweise erhöhtes Radonpotenzial im Plangebiet hingewiesen. Grundlage 
hierfür bildet die bisher nur auf wenigen Messungen beruhende Radonprognose-Karte für 
Rheinland-Pfalz. Die Karte gibt bisher lediglich Anhaltspunkte über die Höhe des wahrscheinli-
chen großflächigen Radonpotenzials. Kleinräumig, also im Geltungsbereich oder auf dem kon-
kreten Bauplatz können davon aufgrund geologischer Einflussgrößen (wie z.B. tektonische Stö-
rungen, Porosität des Gesteins im Untergrund,…) deutliche Abweichungen zu höheren, aber 
auch niedrigeren Radonwerten auftreten.  
 
Für den Bereich des Oberrheingrabens, in dem auch das Plangebiet liegt, weist die zur groben 
Orientierung geeignete Radonprognose-Karte ein erhöhtes Radonpotenzial (40-100 kBq/m³) 
auf. Hier ist es in der Regel ausreichend neben regelmäßigem Lüften auf die Durchgängigkeit 
der Betonfundamentplatte und einen DIN-gerechten Schutz gegen Bodenfeuchte zu achten. 
Daher wurde ein entsprechender Hinweis „Natürliches Radonpotenzial“ in die Planung aufge-
nommen.  
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Liegt es im Interesse des Bauherrn die konkrete Radonbelastung auf seinem Grundstück zu 
bestimmen, kann er Untersuchungen zur Radonbelastung der Bodenluft durchführen oder 
durchführen lassen. Liegen die Werte im Einzelfall über 100kBq/m³ können z.B. der Abschluss 
des Treppenhauses gegen das Untergeschoss, der Verzicht auf Wohn- und Aufenthaltsräume 
im Kellerbereich oder der Einbau einer radondichten Folie unter der Bodenplatte sinnvoll sein. 
 
Informationen zum Thema Radonschutz von Neubauten, aber auch Radonsanierungen können 
dem Radon-Handbuch des Bundesamts für Strahlenschutz entnommen werden 
(www.bfs.de/de/bfs/druck/jahresberichte/jb2001_aet07.pdf). Weitere Informationen erteilt die 
Radon-Informationsstelle im Landesamt für Umwelt, Wasserwirtschaft und Gewerbeaufsicht 

(www.luwg.rlp.de › Startseite › Service › Radon-Informationen) und das Landesamt für 

Geologie und Bergbau (www.lgb-rlp.de). 

 
 

6 UMWELTBERICHT 

Der vorliegende vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gem. § 
13a BauGB i.V. mit § 13 BauGB als „Bebauungsplan der Innenentwicklung“ erstellt. Danach 
kann von der Erstellung einer Umweltprüfung und eines Umweltberichtes abgesehen werden. 
(s. Kap. 1.2) 
 
 

7 SONSTIGE AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 

7.1 Landespflege / Klimaschutz 

Eingriffe in stadtklimatisch bedeutsame Flächen ergeben sich in Folge der Neuplanung im Ver-
gleich zu den aktuell bereits zulässigen nicht. Für das Plangebiet Nr. 646 besteht bereits heute 
Baurecht nach den Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. 348.  
Gemäß dieser Vorschriften darf auf dem insgesamt 3.531 m² großen Flurstück ein Gebäude 
oder Gebäudekomplex mit der zulässigen Grundfläche von  bis zu 1.412 m² in II geschossiger 
Bauweise errichtet werden. Die zulässige Gesamtversiegelungsfläche darf mit allen Nebenflä-
chen bis max. 2.118 m² betragen.  
Im Vergleich dazu weißt die vorliegende Neuplanung auf Teilbereich A mit einer insgesamt zu-
lässigen Grundfläche der Gebäude von max. 978 m² und einer zulässigen Gesamtversiegelung 
von max. 1.468 m² ein um fast ein Drittel verminderte Gesamtbodenversiegelung auf dem Ge-
samtflurstück auf.  
Auch bezüglich des mikroklimatischen Luftaustauschs  bietet die geplante Gebäudeanordnung 
in West-Ost-Richtung die Möglichkeit eines gewissen Luftaustauschs mit der öffentlichen Grün-
fläche.   
 
Der Bebauungsplan trifft keine Festsetzungen zur Nutzung regenerativer Energien. Er schließt 
jedoch eine Nutzung regenerativer Energien oder sonstiger baulicher Maßnahmen zum Klima-
schutz nicht aus sondern unterstützt sie, wie z.B. die Solarthermische durch die Stellung der 
Gebäude und die Festsetzung der Dachform.  
 
 
7.2 Immissionen / Verkehr 

Durch die Neuplanung wird die Nutzungsdichte im Geltungsbereich Nr. 646 gegenüber den bis-
herigen Möglichkeiten (z.B.  An- und Abfahrverkehr zur KiTa) reduziert. Dies lässt eine geringe-
re Verkehrsbelastung durch neu hinzukommenden Anwohner- und Besucherverkehr erwarten, 
als dies bei Umsetzung des bisher geltenden Bebauungsplans Nr. 348 „Ruchheim Nordost“ der 
Fall gewesen wäre.  

http://www.google.de/url?url=http://www.luwg.rlp.de/Startseite/&rct=j&sa=X&ei=myNiT7qYG4LltQaunv3CBQ&ved=0CDUQ6QUoADAA&q=Radoninformationsstelle&usg=AFQjCNEigOr60Gix7lrQo1rqw-Foae390A
http://www.google.de/url?url=http://www.luwg.rlp.de/Service/&rct=j&sa=X&ei=myNiT7qYG4LltQaunv3CBQ&ved=0CDYQ6QUoATAA&q=Radoninformationsstelle&usg=AFQjCNHVH_n2gQSFQ8ACNGgV88e9_unuPQ
http://www.google.de/url?url=http://www.luwg.rlp.de/Service/Radon-Informationen/&rct=j&sa=X&ei=myNiT7qYG4LltQaunv3CBQ&ved=0CDcQ6QUoAjAA&q=Radoninformationsstelle&usg=AFQjCNGj9n9Q3W0Hk0ciReOau6KppcFRHQ
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8 ABWÄGUNG DER ÖFFENTLICHEN UND PRIVATEN BELANGE 

8.1 Beteiligung des Ortsbeirats 

In seiner Sitzung am 17.11.2014 wurde dem Ortsbeirat Ruchheim der städtebauliche Entwurf 
zum Bebauungsplan erstmals vorgestellt, die anschließenden Entwurfsüberarbeitungen in den 
Sitzungen am 16.12.2014 und 20.03.2015. Der Ortsbeirat befürwortete die vorhabenbezogene 
Bebauungsplanung Nr. 646 „Ruchheim Nordost – Änderung 4“, weist jedoch auf eine bereits 
bestehende Parkplatzproblematik im öffentlichen Raum hin. In einer weiteren Sitzung am 
20.03.2015 wurde daher insbesondere über die möglichen Auswirkungen der Planung auf das 
Parkraumangebot im öffentlichen Verkehrsraum informiert.  
 
 
8.2 Unterrichtung der Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Pla-

nung gem. § 13a, Abs. 3, Nr. 2 BauGB 

Die Öffentlichkeit konnte sich bei der Stadtplanung der Stadt Ludwigshafen am Rhein über die 
allgemeinen Ziele und Zwecke sowie wesentliche Auswirkungen der Planung unterrichten las-
sen. Es bestand die Möglichkeit sich in der Zeit vom 15.05.2015 bis zum 19.05.2015 zur Pla-
nung zu äußern. Es wurden keine Anregungen eingebracht.  
 
 
8.3 Öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB 

Im Rahmen der öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB, die im Zeitraum vom 
07.09.2015 bis einschließlich 07.10.2015 durchgeführt wurde, gingen keine Stellungnahmen 
ein. 
 
 
8.4 Beteiligung der Behörden gem. § 4 Abs. 2 BauGB 

Die Behörden und Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung be-
rührt werden könnten, wurden mit Schreiben vom 02.09.2015 gem. § 4 Abs. 2 BauGB am Be-
bauungsplanverfahren beteiligt. Es wurde ihnen die Möglichkeit zur Stellungnahme innerhalb 
eines Monats gegeben. Parallel zu der Behördenbeteiligung wurden auch die städtischen Stel-
len beteiligt.  
Es gingen folgende Anmerkungen bzw. Einwände ein: 
 
 
Zu Anlage Nr. 10.5.1:  
Schreiben der Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Direktion Landesar-
chäologie, Außenstelle Speyer vom 22.09.2015 

 

Stellungnahme der Verwaltung 

Im Fundstellenkataster der Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Direktion Lan-
desarchäologie, Außenstelle  Speyer (DLA-SP) wurde unmittelbarer östlich des Baugrundstücks 
eine ausgedehnte archäologische Fundstelle kartiert.  
Die Hinweise auf die vorgeschichtliche Fundstelle und der geforderte Umgang damit vor und 
während der Bauarbeiten werden zur Kenntnis genommen. Der Mitteilung wurde durch Auf-
nahme eines geeigneten schriftlichen Hinweises im Textteil des Bebauungsplans gefolgt. (Vgl. 
hierzu Punkt III. E Nrn. 1-4 der schriftlichen Hinweise zum Bebauungsplan.)  
Des Weiteren wurden die aufgelisteten Forderungen und Auflagen, die erfüllt werden müssen, 
um die Zustimmung der Generaldirektion zu erhalten, in den Durchführungsvertrag aufgenom-
men und  - wie gefordert - als Auflage in die Bauausführungsplanung übernommen.  
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Das Schreiben der Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Direktion Landesarchäo-
logie, Außenstelle Speyer vom 22.09.2015 wurde dem Vorhabenträger übergeben. 
 
 
Zu Anlage Nr. 10.5.2:  
Schreiben des Landesamtes für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz vom 28.09.2015 

 

Zu Pkt. ‚Bergbau / Altbergbau‘: 

Stellungnahme der Verwaltung: Der Hinweis wird zu Kenntnis genommen. Die vorliegende Pla-

nung steht den genannten Aufsuchungserlaubnissen nicht entgegen.  

 

Zu Pkt. ‚Boden und Baugrund‘: 

Stellungnahme der Verwaltung: Die Äußerungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen 

und im Rahmen der Umsetzung der Planung angemessen berücksichtigt.  

 

Zu Pkt. ‚Radonprognose‘: 

Stellungnahme der Verwaltung: Der Anregung wird durch Aufnahme eines geeigneten schriftli-

chen Hinweises im Textteil des Bebauungsplans gefolgt. Er befindet sich unter Pkt. III. Hinwei-

se/ I Natürliches Radonpotenzial.  

 

Das Schreiben des Landesamtes für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz vom 28.09.2015 
wurde dem Vorhabenträger übergeben. 
 
 
Zu Anlage Nr. 10.5.3:  
Schreiben der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd (SGD Süd) Regionalstelle Was-
serwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz vom 11.09.2015 
 
Zu 2. Niederschlagswasserbewirtschaftung 
Stellungnahme der Verwaltung:  Da es sich hier um einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
handelt, muss der Erschließungsplan u.a. Bestandteil des Bebauungsplans sein. Demzufolge 
wurde das Entwässerungskonzept für Niederschlagswasser bereits wie gefordert mit der zu-
ständigen Stelle der SGD Süd und dem Bereich Stadtentwässerung der Stadt Ludwigshafen 
abgestimmt.  
 
Zu 4. Grundwasser 
Stellungnahme der Verwaltung:  Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Ein Hin-
weis zum Thema Grundwasser ist im Bebauungsplan enthalten. 
 
Zu 5. Hochwasserschutz 
Stellungnahme der Verwaltung: Es ist bekannt, dass das Plangebiet auf der Frankenthaler Ter-
rasse liegt.  
 
Zu 6. Bodenschutz/Abfallwirtschaft 
Stellungnahme der Verwaltung: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und muss vom Vor-
habenträger bei Geländeauffüllungen berücksichtigt werden. 
 
Das Schreiben der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd (SGD Süd) Regionalstelle Was-
serwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz vom 11.09.2015 wurde dem Vorhabenträger aus-
gehändigt. 
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Zu Anlage Nr. 10.5.4:  
Schreiben der Technische Werke Ludwigshafen TWL vom 18.09.2015 
 
Zu Pkt. 1:  Asset Management Strom-, Gas-, Wasser- und Fernwärmeversorgung 

Stellungnahme der Verwaltung: Das Schreiben und der anhängende Plan der TWL wurden  

dem Vorhabenträger zur Verfügung gestellt. Eine Abstimmung mit der TWL erfolgt im Zuge der 

Umsetzung der Planung.  

 
Zu Pkt. 2: Grundstücksverwaltung 
Stellungnahme der Verwaltung:  Die als Teilbereich C dargestellte Fläche ist in städtischem 
Eigentum und wird es auch nach Beendigung der Baumaßnahme bleiben.  
 
 
Zu Anlage Nr. 10.5.5:   
Schreiben der Deutsche Telekom Technik GmbH vom 18.09.2015 

 

Stellungnahme der Verwaltung:  Das Baugebiet wird als Gesamtkonzept durch einen Investor 

realisiert. Dies betrifft auch die erforderlichen Erschließungsmaßnahmen. Im Rahmen der Er-

schließungsplanung werden die Belange der Telekom in angemessener Form berücksichtigt. 

Eine Festsetzung von Leitungsrechten speziell für die Fa. Deutsche Telekom ist nicht erforder-

lich. Die Eintragung der beschränkten persönlichen Dienstbarkeit ins Grundbuch ist nicht Ge-

genstand der Bebauungsplanung. Das Baugesetzbuch gibt derartige Festsetzungsmöglichkei-

ten nicht vor. Diese Regelungen werden außerhalb des Bebauungsplanverfahrens getroffen. 

 

Das Schreiben der Dt. Telekom mit anhängendem Plan wurde dem Vorhabenträger ausgehän-

digt. 

 
 
Zu Anlage Nr. 10.5.6:  
Schreiben der Vodafone Kabel Deutschland GmbH vom 16.09.2015 
 
Stellungnahme der Verwaltung: Hinweis und Anregung werden zur Kenntnis genommen und 
das Schreiben mit anhängendem Plan der Vodafon Kabel Deutschland GmbH wurde an den 
Vorhabenträger weitergeleitet.  
 
 
Zu Anlage Nr. 10.5.7:  
Schreiben der IHK Pfalz vom 25.09.2015   
 
Stellungnahme der Verwaltung:  Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. Bei dem von der 
IHK kritisierten Passus handelt es sich um einen Hinweis, keine Festsetzung. Dieser Hinweis 
wird standartmäßig aufgenommen, die einschlägigen Vorschriften sind zu berücksichtigen. Dies 
wurde vom Vorhabenträger im Vorfeld getan, soweit es im Zusammenhang mit dem konkreten 
Vorhaben machbar war. 
 
Das Schreiben der IHK Pfalz vom 25.09.2015 wurde dem Vorhabenträger ausgehändigt. 
 
 
Zu Anlage Nr. 10.5.8:  
Schreiben der Rhein-Neckar-Verkehr GmbH vom 25.09.2015   
 
Stellungnahme der Verwaltung:  Der Hinweis auf die bestehende Stadtbahntrasse und den 
Bahnbetrieb wird zur Kenntnis genommen. Im zugrundeliegenden Gesamtbebauungsplan Nr. 
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348 für Ruchheim Nordost  wurde eine lärmtechnische Untersuchung durchgeführt, die zum 
Ergebnis hatte, dass in Teilbereichen des Baugebietes passive Lärmschutzmaßnahmen festge-
setzt wurden.  Das Plangebiet liegt außerhalb.  Eine Notwendigkeit, den Bebauungsplan zu 
ändern oder zu ergänzen ergibt sich daraus nicht.  
 
Das Schreiben der Rhein-Neckar-Verkehr GmbH vom 25.09.2015  wurde dem Vorhabenträger 
ausgehändigt. 
 
 
Darüber hinaus gingen keine weiteren Behördenstellungnahmen mit Bedenken oder Anregun-
gen ein. 
 
 
8.5 Zusammenfassung der Abwägung 

Belange, die gegen die Planung sprechen 
 Verlust eines Grundstücks für eine Anlage für soziale Zwecke / Haus des Kindes KiTa, wel-

ches jedoch tatsächlich nicht benötigt wird; 
 im Vergleich zur aktuellen Situation (brachliegendes Baugrundstück) künftig zusätzlicher 

fließender und ruhender Verkehr durch Steigerung der Nutzungsintensität, wobei auf dem 
Baugrundstück selbst 22 Stellplätze für zehn Wohnhäuser hergestellt werden;  

 im Vergleich zur Festsetzung des Bebauungsplans Nr. 348 ein näheres Heranrücken an die 
bestehende Nachbarbebauung im Norden, alles jedoch gemäß der Abstandsvorschriften der 
Landesbauordnung Rheinland-Pfalz. 

 
Belange, die für die Planung sprechen 
 Förderung der baulichen Innenentwicklung durch Nutzung innerörtlichen Potentials zur 

Schaffung von Wohnbauflächen innerhalb eines Allgemeinen Wohngebiets (Innen- vor Au-
ßenentwicklung) hier:  Bau von zehn Einfamilienhäusern;  

 schließen der Baulücke; 
 im Vergleich zu den Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 348:  

- Reduktion des projektzierten und nachweisbar höheren Verkehrsaufkommens bei Reali-
sierung des rechtmäßig zulässigen Haus des Kindes / KiTa  sowie 

- Erhöhung des Grünflächenanteils um ca. 1.000 m² durch Schaffung einer neuen Grünflä-
che mittels Nutzungsumwandlung einer „Fläche für Anlagen für soziale Zwecke“ in „öffent-
liche Grünfläche“. 

 
Zusammenfassung der Abwägung / Abwägen der Belange 
 
Der Erhalt des hier vorliegenden Standortes für eine Anlage für soziale Zwecke / Haus des Kin-
des ist nachweislich nicht erforderlich. Durch die vorliegende Planung wird im Wesentlichen ein 
seit Rechtskraft des Bebauungsplans Nr. 348 im Jahr 1992 brachliegendes Baugrundstück  
innerhalb eines Allgemeinen Wohngebietes für eine die bestehenden Strukturen ergänzende 
Wohnnutzung entwickelt.  
Im Sinne des u.a. im BauGB vorgeschriebenen sparsamen Umgangs mit Grund und Boden 
werden innerörtliche Potenziale genutzt, bevor neue Außenbereichsflächen in Anspruch ge-
nommen werden. 
Der Grad der lt. Bebauungsplan Nr. 348 zulässigen Versiegelung des Gesamt-Flurstücks Nr. 
3670 (3.531 m²) wird durch die hier vorliegende Neuplanung um knapp ein Drittel gegenüber 
der aktuell zulässigen reduziert.  
Im Vergleich zu der aktuell zulässigen Planung rücken die beiden Neubauten um ca. 4,50 m 
näher an die bestehende Reihenhausbebauung im Norden heran. Allerdings halten sie - wie die 
Gesamtanlage überhaupt - zum Erfurter Ring einen Abstand von ca. 15 m ein, bedingt durch 
das Vorschalten des Grünstreifens und der vier Garagen, sodass ein „fluchtiges“ Aufeinander-
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treffen der Bestandsgebäude mit den Neubauten entlang des Erfurter Rings nicht stattfindet. 
Die durch die LBauO Rheinland-Pfalz vorgeschriebenen Abstandsflächen werden eingehalten. 
 
Zusammenfassend wird die Planung unter Würdigung der genannten öffentlichen und privaten 
Belange als geeignet betrachtet. 
 
 

9 UMSETZUNG DES BEBAUUNGSPLANES 

9.1 Bodenordnung 

Es ist keine Bodenordnung nach §§ 45 ff. BauGB (Umlegung) notwendig. Die Neuordnung des 
Grundstücks erfolgt durch die Vorhabenträgerin. 
 
 
9.2 Durchführungsvertrag  

Neben dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird auf Grundlage des § 12 BauGB mit der 
Vorhabenträgerin, der Fa. WS Systembau, Haßloch ein Durchführungsvertrag abgeschlossen. 
Darin werden im Wesentlichen folgende Punkte geregelt: 

 Beschreibung des Vorhabens und Umfang der Erschließung 

 Durchführungsverpflichtung und Durchführungsfristen 

 Grundstücksentwässerung 

 Erschließung 

 Anpflanzungen (insbes. Teilbereich B) 

 Kostentragung 

 Haftungsfragen 
 
 
9.3 Flächen und Kosten 

Die Fläche des Flurstücks Nr. 3670 beträgt 3.531 m².  
Davon werden als Baugrundstück (Teilbereich A) ca. 2.447 m² in Anspruch genommen (Brutto-
grundstücksfläche).  
Von Hauptgebäuden versiegelt werden dürfen max. 979 m² (40 % der Grundstückfläche).  
Die Gesamtversiegelung durch Hauptgebäude, Garagen/Stellplätze, Zugänge und –fahrten, 
Terrassen, Fahrradabstellräume, Müllsammelplätze, sonstige Nebengebäude beträgt max. 
1.468 m² (60% der Grundstücksfläche).   
Davon entfallen auf die benötigen Erschließungsstraßen 144 m². 
Die zu bepflanzenden Flächen betragen mindestens 980 m² (40 % der Grundstücksfläche). 
 
Die Kosten für Planung und Umsetzung des Vorhabens werden von der Vorhabenträgerin ge-
tragen. Der Stadt Ludwigshafen entstehen keine Kosten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ludwigshafen/Rh., den 

Bereich Stadtplanung 
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10 ANLAGEN 

10.1 Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan `99 mit Plangebiet 

 

 
 
 
10.2 Ausschnitt aus dem rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 348 „Ruchheim Nordost“ 
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10.3 Darstellung der künftigen Art der baulichen Nutzungen  

 

 
 
 
10.4 Bebauungskonzept der Fa. WS Systembau GmbH für Teilbereich A  

 

 
  

Block A 
Haus 1.1 1.2 

Block D 
Haus 4.1       4.2          4.3 
 

Block B 

Haus 2.1        2.2         2.3 

Block C 
Haus 3.1 3.2 
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Schemagrundrisse und - schnitt   

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
  

Erdgeschoss 

Obergeschoss 
Dachgeschoss  

 

Erdgeschoss 

Obergeschoss 

Kellergeschoss 
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3D-Ansichten  / ENTWURF 
 

 
 
Eingangsbereiche auf der Nordseite 
 

 
 
 
Gartenbereiche im Süden 
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10.5 Anregungen während der Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB 

10.5.1 Generaldirekt. Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Direkt. Landesarchäologie,  Abt. Speyer  
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10.5.2 Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz   Seite 1/3 
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10.5.3  SGD Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz            Seite 1/3 
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10.5.4  Technische Werke Ludwigshafen TWL    Seite 1/2 
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10.5.5 Deutsche Telekom Technik GmbH
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10.5.6  Vodafon Kabel Deutschland GmbH 
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10.5.7 IHK Pfalz
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10.5.8  Rhein-Neckar-Verkehr GmbH

 


